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Abstract Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Europa steht 
unter Druck. Beträchtlichen Anteil daran haben die rechtsgerichteten 
populistischen Parteien. Dieser Beitrag soll zeigen, warum gerade der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk die Zielscheibe populistischer Kritik 
darstellt. Die Strategien, die populistische Akteure einsetzen, um die 
öffentlich-rechtlichen Anstalten in Bedrängnis zu bringen, lassen sich 
aus dem vom Populismus gepflegten Antagonismus von Volk und Elite 
ableiten. Sie dienen aber zugleich dazu, kritischer Berichterstattung 
und so der Kontrolle der Öffentlichkeit aus dem Weg zu gehen. Das 
Fazit zieht den Schluss, dass die Attacken auf das öffentlich-rechtliche 
System auch als Angriff auf die Freiheit der Medien und ihre Rolle in 
der Demokratie zu verstehen sind. 

V ictor Orbán in Ungarn, die PiS in Polen, Robert Fico in 
der Slowakei, die Schwedendemokraten, die Schweize-
rische Volkspartei, die Freiheitliche Partei Österreichs, 

Boris Johnson im Vereinigten Königreich, Giorgia Meloni in Ita-
lien – sie alle haben es getan: Sie misstrauen dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, sie diskreditieren ihn, sie bauen ihn um 
und wollen ihn abschaffen.

Seit Jahren gibt es Druck auf den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk. Das reicht von Kritik an der Berichterstattung, Vor-
stößen zur Beschränkung der finanziellen Grundlagen, der Be-
hinderung journalistischen Arbeitens bis hin zu strukturellen 
Veränderungen, die die Unabhängigkeit und damit das ganze 
System in Frage stellen. Die Attacken auf die öffentlich-rechtli-
chen Medien haben sich verschärft mit dem Erstarken rechtspo-
pulistischer Parteien und solcher politischen Kräfte, denen die 
Unabhängigkeit der Medien ein Dorn im Auge ist. Es sind jedoch 
längst nicht nur die politischen Akteure, denen das Etikett „po-
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pulistisch” anhaftet, die gegen den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zu Felde ziehen. Es ist den populistischen Parteien viel-
mehr gelungen, die anderen Parteien vor sich herzutreiben und 
zum Handeln zu zwingen.

In den folgenden Abschnitten wird gezeigt, warum gerade 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk zur Zielscheibe populistischer 
Attacken geworden ist.  Dabei geht es um den ideologischen Kern 
des Populismus, aus dem populistische Akteure ihre Strategien 
ableiten, um öffentlich-rechtliche Medien zu bedrängen und zu 
diskreditieren. Geschickt eingesetzt dienen diese Strategien den 
Populisten zugleich dazu, der medialen und öffentlichen Kontrol-
le aus dem Weg zu gehen. Die Attacken auf das öffentlich-rechtli-
che System sind also auch als Angriff auf die Freiheit der Medien 
und ihre Rolle in der Demokratie zu verstehen.

Populismus und öffentlich-rechtliche Medien
Wie die Jahresberichte von Reporter ohne Grenzen zum Status 
der Pressefreiheit belegen, ist es um die Medienfreiheit in der 
Welt nicht gut bestellt. Lediglich acht (von 180) Staaten errei-
chen 2023 eine Einstufung als „gut“ (Reporter ohne Grenzen 
2023a). Zwar schneidet Europa von den betrachteten fünf Welt-
regionen am besten ab, aber gerade hier zeigt sich auch, dass die 
Medien selbst in reifen Demokratien zahlreichen Bedrohungen 
ausgesetzt sind. Dazu gehört auch, wie Freedom House (2019) in 
seinen Berichten zur Lage der Pressefreiheit wiederholt festge-
stellt hat, der Druck, den der Populismus auf die Medien ausübt.

In diesem Umfeld und aufgrund ihres Auftrages spielen 
die öffentlich-rechtlichen Medien eine wichtige Rolle „in uphol-
ding the fundamental right of freedom of expression, enabling 

people to seek and receive information, and 
promoting the values of democracy, diver-
sity and social cohesion“ (Council of Europe 
2019). Ebenso wie der Europarat betont auch 
die Europäische Kommission den Beitrag der 
öffentlich-rechtlichen Medien zur Gewähr-

leistung von Meinungsfreiheit und Medienpluralismus in ihren 
Rechtsstaatlichkeitsberichten (zuletzt 2023), fordert ihre Unab-
hängigkeit und eine stabile Finanzierung und berücksichtigt sie 
auch in ihrem Entwurf für ein Medienfreiheitsgesetz (Europäi-
sche Kommission 2022).

Mit dem Erstarken des Rechtspopulismus in Europa wurde 
jedoch gerade der öffentlich-rechtliche Rundfunk zum Objekt po-
pulistischer Medienfeindlichkeit (vgl. Holtz-Bacha 2021; Sehl et 

Christina Holtz-Bacha

Mit dem Erstarken des Rechtspopulis-
mus in Europa wurde jedoch gerade der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk zum Ob-
jekt populistischer Medienfeindlichkeit. 
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al. 2020). Das trifft vor allem die Länder Westeuropas, denn ihre 
Rundfunksysteme sind auch nach Hinzutreten der privat-kom-
merziellen Konkurrenz ab den 1980er Jahren immer noch deut-
lich vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk geprägt. Es trifft aber 
auch Mittel- und Osteuropa, wo der Rundfunk besonders ver-
wundbar ist, weil die Umwandlung des Staatsfunks in Public Ser-
vice-Anstalten im Zuge des Transformationsprozesses der 1990er 
Jahre nicht überall zur wirklichen Unabhängigkeit geführt hat.

Dass der Populismus den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
ins Visier nimmt, begründet sich zuerst durch den Antagonis-
mus zwischen Volk und Elite, der den ideologischen Kern des 
Populismus ausmacht (vgl. Mudde/Rovira Kaltwasser 2013, S. 
502). Populistische Akteure nehmen für sich 
in Anspruch, die Stimme des „reinen Volkes“ 
zu sein, das von einer „korrupten Elite“ verra-
ten wird. Zur Elite gehören diejenigen, die die 
Macht haben, und das sind „die meisten Men-
schen, die führende Positionen in der Politik, 
der Wirtschaft, den Medien und der Kunst innehaben“ (ebd., S. 
503). Die „Systemmedien“ gelten als Teil dieses Machtapparats 
und Diener seiner Interessen.

Das Argument, die Medien seien Teil des etablierten Macht-
gefüges, ist leicht zu machen. Zwar ist öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk von der Idee her auf die Unabhängigkeit vom Staat 
festgelegt, dennoch bleiben der Politik direkte und indirekte 
Einflussmöglichkeiten. Diese sind in den europäischen Ländern 
unterschiedlich und reichen von der Vergabe von Lizenzen über 
die Finanzierung bis hin zur Besetzung von Kontrollgremien 
und Beteiligung an Personalentscheidungen. 

Hinter dem Misstrauen gegenüber den Medien steht auch 
die grundsätzliche Skepsis der Populisten gegenüber Institu-
tionen, die der Machtausübung in demokratischen Systemen 
Grenzen setzen und für gegenseitige Kontrolle sorgen sollen. 
Der Populismus präsentiert sich als Vertreter des homogen ver-
standenen Volkswillens; Intermediäre wie die Medien, die zur 
Kontrolle der politischen und wirtschaftlichen Macht beitra-
gen, stehen seiner Umsetzung im Wege.

Mit der Verpflichtung auf Vielfalt und Pluralismus erfüllen 
die öffentlich-rechtlichen Medien eine integrierende Funktion 
für die Gesellschaft. Diese läuft jedoch dem Populismus zuwi-
der, der in einer horizontalen Dimension durch die Kontrastie-
rung von „Wir“ gegen „die Anderen“ ein homogenes Volk als Ei-
gengruppe definiert und gegen eine Fremdgruppe abgrenzt. 

Zwar ist öffentlich-rechtlicher Rundfunk 
von der Idee her auf die Unabhängigkeit 

vom Staat festgelegt, dennoch bleiben 
der Politik Einflussmöglichkeiten.
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Vom Entziehen der finanziellen Basis zur 
Systemfrage
Angriffe auf die finanzielle Basis des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks sind sicherlich der einfachste Weg, um Einfluss auf 
die Anbieter auszuüben und damit das gesamte System in Frage 
zu stellen. Galt für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den 
europäischen Ländern lange Zeit ein Gebührenmodell, haben 
mittlerweile mehrere Länder auf eine Finanzierung aus Steuer-
mitteln umgestellt. Je nach Art der Finanzierung unterscheiden 
sich die Möglichkeiten, das Angebot der Anstalten zu beeinflus-
sen. In Ländern mit einem Gebührenmodell wie zum Beispiel in 
Deutschland, Italien, der Schweiz und dem Vereinigten König-
reich hat die Politik mehr oder weniger Eingriffsmöglichkeiten, 
je nachdem wer die Entscheidung über die Höhe der Gebühren 
trifft und nach welchen Kriterien die Entscheidung zustande 
kommt. In denjenigen Ländern, die ihren öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk aus dem öffentlichen Haushalt finanzieren wie etwa 
Frankreich, die Niederlande, Schweden und Spanien, ist es noch 
einfacher, über die Festlegung der finanziellen Mittel für die 
Anstalten deren Möglichkeiten einzuschränken.

Da Gebühren in der Regel unabhängig von der tatsächli-
chen Nutzung der öffentlich-rechtlichen Kanäle zu zahlen sind, 
sind sie umstritten und beim Publikum meist unpopulär. Die 
Legitimation der Gebühren liegt im gesellschaftlichen Auftrag 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten begründet, der allerdings 
nicht einfach zu vermitteln ist. Es ist daher nicht überraschend, 

dass populistische Parteien bei der Finanzie-
rung ansetzen, um den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk zu beschränken. Das traf sogar die 
BBC, die 2022 100jähriges Bestehen feierte 
und geradezu den Inbegriff des öffentlich-
rechtlichen Modells darstellt. Kaum hatte 

Nadine Dorries im September 2021 ihr Amt als Ministerin für 
Kultur, Medien und Sport im Kabinett von Boris Johnson ange-
treten, da kritisierte sie den „elitären Ansatz“ der BBC und stell-
te in Frage, dass es den Sender zehn Jahre später noch geben 
würde (vgl. Buchan 2021). Mit dem Verweis auf die finanzielle 
Belastung der Bürger:innen setzte sie ein Einfrieren der Rund-
funkgebühr für zwei Jahre bis 2024 durch. In den vier Jahren 
danach sollte die Gebühr entsprechend der Inflationsquote stei-
gen. Dorries kündigte zugleich an, dass dieser Schritt das Ende 
des bisherigen Finanzierungsmodells für die BBC sein sollte. 
Angesichts der Höhe der Inflation entschied die Regierung un-

Mit dem Verweis auf die finanzielle Be-
lastung der Bürger:innen setzte Nadine 
Dorries ein Einfrieren der Rundfunkge-
bühr für zwei Jahre bis 2024 durch.

Christina Holtz-Bacha
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ter Premier Rishi Sunak Ende 2023 schließlich, lediglich eine 
geringere Erhöhung zu genehmigen, was den Sender zu weite-
ren Einsparungen zwingt und hinsichtlich der für 2027 fälligen 
Erneuerung der Lizenz Sorgen bereiten muss (vgl. Gregory et al. 
2023; Waterson 2022).

Schon früher hatte Johnson selbst der BBC die Überprü-
fung des Gebührenmodells angedroht und in Aussicht gestellt, 
die Zahlungsverweigerung zu entkriminalisieren, was einer 
Einladung gleichgekommen wäre, keine Gebühren mehr zu 
entrichten (vgl. Taylor/Waterson 2019). Den gleichen Vorschlag 
hatten auch UKIP und ihr Vorsitzender Nigel Farage gemacht – 
ebenso wie Johnson nach persönlichen Hakeleien mit der BBC.

Ähnliches bahnte sich für den Österreichischen Rundfunk 
(ORF) an während der Koalitionsregierung von Österreichi-
scher Volkspartei (ÖVP) und Freiheitlicher Partei (FPÖ) unter 
Bundeskanzler Sebastian Kurz (2017-2019). In dieser Zeit kulmi-
nierten die Auseinandersetzungen der FPÖ mit dem ORF (vgl. 
Beaufort 2022, S. 4). Attacken auf die Berichterstattung und 
auch gegen einzelne Journalist:innen und 
besonders gegen den als kritisch bekannten 
Nachrichtenmoderator Armin Wolf zielten 
auf die Abschaffung der Rundfunkgebühren 
und Finanzierung des ORF aus dem staatli-
chen Haushalt. Der Bruch der Koalition nach 
der Ibiza-Affäre von Vizekanzler Heinz-Christian Strache, dem 
der ORF ein Dorn im Auge war, setzte den Plänen für eine ent-
sprechende Reform ein Ende. Die Einführung einer Haushalts-
abgabe ab Januar 2024, die die gerätebezogene Rundfunkgebühr 
ersetzt, nutzte die FPÖ allerdings zu einer neuerlichen Kampa-
gne gegen die „ORF-Zwangssteuer“ und fordert die Beschrän-
kung des ORF auf einen „Grundfunk“ (vgl. Fidler 2024).

Das Konzept eines Grundfunks, die Forderung nach Ab-
schaffung der Gebührenfinanzierung und den Vorwurf der Re-
gierungspropaganda teilt sich die FPÖ mit der AfD (vgl. Kehrer 
2024). Diese zieht ebenfalls gegen „Zwangsgebühren“ zu Felde 
und schlägt in ihrem Grundsatzprogramm von 2016 die Um-
wandlung des öffentlich-rechtlichen Systems in ein „Bezahl-
fernsehen“ vor. Dessen Angebote seien auf „wertvolle Inhalte 
wie hochwertige Berichterstattung, Bildung, Kunst und Kultur“ 
zu beschränken und „kostspielige Unterhaltung“ nur noch an-
zubieten, wenn es die Einnahmen erlauben (AfD 2016, S. 48).

Dass eine Reihe europäischer Staaten von der Gebühren-
finanzierung auf eine Finanzierung des öffentlich-rechtlichen 

Der Bruch der Koalition nach der Ibiza-
Affäre von Vizekanzler Heinz-Christian 

Strache setzte den Plänen für eine  
entsprechende Reform ein Ende.
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Rundfunks aus dem staatlichen Haushalt umgestellt und dabei 
dessen Unabhängigkeit aufs Spiel gesetzt und Einschränkungen 
des Angebots erzwungen hat, scheint den Erfolg populistischer 
Attacken zu bestätigen. Auch in Deutschland zeigt sich, dass es 
dafür nicht einmal einer Regierungsbeteiligung bedarf. Durch die 
Thematisierung der Rundfunkbeiträge im Wahlkampf und – wie 
aktuell in Thüringen – die Ankündigung, bei Regierungsübernah-

me den Medienstaatsvertrag kündigen zu wol-
len (vgl. Kehrer 2024), setzt die AfD das Thema 
auch auf die Tagesordnung der anderen Par-
teien und bringt diese unter Handlungsdruck. 
Ein Beispiel dafür lieferte die CDU in Sachsen-
Anhalt, als sie Ende 2020, ein halbes Jahr vor 

der Landtagswahl, die für Januar 2021 anstehende Erhöhung des 
Rundfunkbeitrages blockierte. Als das Bundesverfassungsgericht 
einer Beschwerde der Sender stattgab, kritisierte Ministerpräsi-
dent Reiner Haseloff den Entscheidungsprozess, in dem die Kom-
mission zur Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs der 
Rundfunkanstalten (KEF) als unabhängige Institution die Höhe 
der Rundfunkbeiträge festlegt, als „Demokratieproblem“ und 
„Dilemma-Situation“ (vgl. Heidtmann 2021), weil die Länderpar-
lamente eine Erhöhung kaum ablehnen könnten.  

Sachsen-Anhalt war auch unter den Bundesländern, die 
schon vor der Vorlage der KEF-Empfehlung für eine Erhöhung 
der Beiträge ab 2025 ihre Ablehnung signalisierten (vgl. RND/
epd 2023). Ende Februar 2024 teilte die Rundfunkkommission 
der Länder mit, dass die Entscheidung über eine Beitragserhö-
hung erst im Herbst fallen solle, also nach den Landtagswahlen 
in Brandenburg, Sachsen und Thüringen, wo die Umfragen die 
AfD als stärkste Partei ausweisen. Zugleich binden die Länder 
ihre Entscheidung an Einsparvorschläge der Sender, die in einen 
Reformstaatsvertrag münden sollen (vgl. Hartung 2024). Dabei 
sollen auch die Empfehlungen des von der Rundfunkkommissi-
on der Länder eingerichteten Zukunftsrates eingehen, der sei-
nen Bericht im Januar vorgelegt hat (siehe auch die Beiträge von 
Himmler und Schultz in diesem Heft).

Im populistischen Kampf gegen die Beitragsfinanzierung 
und für die Reduzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
auf einen Grundfunk, der trotz naheliegender Assoziation 
nichts mit dem umfassenden Grundversorgungsauftrag des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu tun hat, erweist sich eine 
Strategie als wirkungsvoll, die die Korruptheit der „Systemme-
dien“ entblößen soll. Dazu dient die Skandalisierung von Fäl-

Ende Februar 2024 teilte die Rundfunk-
kommission der Länder mit, dass die 
Entscheidung über eine Beitragserhö-
hung erst im Herbst fallen solle.

Christina Holtz-Bacha
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len journalistischen Fehlverhaltens, von Lücken in der Aufsicht 
über die öffentlich-rechtlichen Anstalten oder von Gehältern, 
die das Einkommen des Bundeskanzlers übersteigen, und eröff-
net die Gelegenheit, das gesamte System in Frage zu stellen. Der 
Effekt spiegelt sich in dem allseitigen Verweis auf die schwin-
dende Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks – von 
den Ministerpräsident:innen, der Rundfunkkommission der 
Länder bis hin zum Zukunftsrat.

Neben solchen Offensivstrategien versuchen populisti-
sche Akteure kritischer Berichterstattung auszuweichen. Das 
zeigt sich allgemein in der Bevorzugung der Kommunikation 
über soziale Netzwerke, was es erlaubt, die Öffentlichkeit der 
traditionellen Medien zu umgehen. Das zeigt 
sich aber zum Beispiel auch im (Aufmerk-
samkeit sichernden) Abbruch von Interviews 
wie auch in der Verweigerung des Zutritts 
von Journalist:innen zu Parteitagen, Presse-
konferenzen oder Wahlkampfveranstaltun-
gen. Das passierte zum Beispiel einem Team, das für das ARD-
Magazin „Monitor“ beim Parteitag der Thüringer AfD filmen 
wollte und Zugang erst durch einen Gerichtsbeschluss erhielt 
(vgl. ZDF 2023). Ähnlich erging es Journalist:innen vom ARD-
Magazin „Kontraste“, denen die Dreherlaubnis für einen AfD-
Bürgerdialog verweigert wurde „mit der Begründung, man wolle 
ausschließlich ‚seriöse Journalisten‘ zulassen“ (RBB 2024).

Fazit
Die Aufzählung vom Anfang dieses Beitrags ist noch nicht ein-
mal vollständig: Überall in Europa steht der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk im Zentrum der Medienfeindlichkeit populisti-
scher Parteien. 

Die Idee eines von politischer und wirtschaftlicher Macht 
unabhängigen und dem Pluralismus verpflichteten Rundfunks 
verträgt sich nicht mit dem ideologischen Kern des Populismus, 
der das Volk in Kontrast zu einer vermeintlich korrupten Elite 
setzt, und zu dieser auch die Medien zählt.

Mit seiner allgemeinen Skepsis gegen solche mit einer Kon-
trollfunktion ausgestatteten Institutionen sät der Populismus 
Misstrauen gegenüber den unabhängigen Medien, das seinen 
Ausdruck auch in der Behinderung journalistischen Arbeitens 
findet und sich in Anfeindungen, Drohungen und physischen 
Attacken auf Journalist:innen Bahn bricht. In mehreren europä-
ischen Ländern, darunter Deutschland, Österreich, Niederlande 

Journalist:innen vom 
 ARD-Magazin „Konstraste“ wurde die 

Dreherlaubnisfür einen  
AfD-Bürgerdialog verweigert.
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und Schweden, schlagen sich solche Angriffe im Pressefreiheits-
index von Reporter ohne Grenzen bei der Einstufung der Sicher-
heit von Journalist:innen nieder und führen zu Abwertungen 
(vgl. Reporter ohne Grenzen 2023b). Ungeachtet eines ohne 
Zweifel bestehenden Reformbedarfs der öffentlich-rechtlichen 
Anstalten stellen die Strategien zur Delegitimierung der tradi-
tionellen Medien und das Ausweichen vor kritischer Berichter-
stattung auch einen Angriff auf die Freiheit der Medien dar.

Die Attacken auf den mit einem umfassenden gesellschaft-
lichen Auftrag versehenen öffentlich-rechtlichen Rundfunk set-
zen ein Modell aufs Spiel, das seine Anfänge vor hundert Jahren 
hatte und dazu beigetragen hat, dass Europa im weltweiten Ver-
gleich immer wieder die besten Werte bei der Einstufung seiner 
Medienfreiheit erreicht.
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